
Ablauf des Bußgeldverfahrens bei Erfassungsverweigerung 
 
 
 
Wer der Aufforderung durch das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr 
(BAPersBw) zur Abgabe einer „Erklärung zur Bereitschaft und Fähigkeit zu einer 
Wehrdienstleistung“ („Fragebogen“) nach § 15a des Wehrpflichtgesetzes (WPflG) nicht 
nachkommen will, sollte Rechtsfolgen und Verfahren kennen. 
 
Nach § 45 Abs. 1 Nr. WPflG ist die „nicht richtig[e] oder nicht vollständig[e]“ Abgabe einer 
Bereitschaftserklärung eine Ordnungswidrigkeit; diese „kann mit einer Geldbuße geahndet 
werden“ (45 Abs. 2 WPflG). Aktuell liegend noch keine Bußgeldbescheide vor, geplant ist nach 
Informationen aus dem Bundesministerium der Verteidigung ein Betrag von 250 Euro. 
 
Im Gegensatz zu Straftaten (z.B. Körperverletzung, Raub, Totschlag), die von der 
Staatsanwaltschaft ermittelt und mit einem Strafbefehl geahndet oder angeklagt, vor Gericht 
verhandelt und u.U. mit Gefängnis bestraft werden und im Führungszeugnis auftauchen, sind 
Ordnungswidrigkeiten (z.B. Falschparken, Ruhestörung, Handy am Steuer) leichtere 
Rechtsverstöße, die von Verwaltungsbehörden mit Verwarnungs- oder Bußgeld sanktioniert 
und nicht ins Führungszeugnis aufgenommen werden. 
 
Geregelt ist das im Ordnungswidrigkeitengesetz (OWiG). Bußgeldbehörde ist für die Fälle der 
Erfassungsverweigerung gemäß § 45 Abs. 3 WPflG das BAPersBw mit Sitz in Köln. Ein 
Bußgeldbescheid muss zugestellt werden (per Zustellungsurkunde = „gelber Brief“ oder per 
Übergabeeinschreiben bzw. Einschreiben mit Rückschein – siehe Verwaltungszustellungs-
gesetz). Der Bescheid muss eine Rechtsbehelfsbelehrung enthalten (§ 50 Abs. 2 i.V.m. § 66 
Abs. 2 OWiG), also eine Erklärung darüber, wie man sich rechtlich gegen den Bescheid 
wehren kann. 
 
Das Rechtsmittel gegen einen Bußgeldbescheid ist der Einspruch, der innerhalb von zwei 
Wochen nach Bekanntgabe schriftlich (und nicht per E-Mail !) einzulegen ist (§ 67 Abs. 1 
OWiG), am besten per Einschreiben mit Rückschein. Über den Einspruch entscheidet ein 
Einzelrichter beim Amtsgericht (AG) Köln (§ 68 Abs. 1 OWiG) bzw. ein Jugendrichter beim AG 
Köln (§ 68 Abs. 2 OWiG) in öffentlicher Verhandlung, wenn der Betroffene unter 21 Jahre alt 
und damit rechtlich sog. Heranwachsender (§ 1 Abs. 2 Jugendgerichtsgesetz) ist. Da die 
Aufforderung zur Abgabe der Bereitschaftserklärung planmäßig an alle 18 Jahre alt 
gewordenen Männer geht, dürften absehbar alle Verhandlungen über Einsprüche gegen 
Bußgeldbescheide vor dem Jugendgericht (JG) in Köln verhandelt und entschieden werden. 
Das AG Köln mit seiner JG-Abteilung ist eines der größten deutschen Amtsgerichte; dort 
werden von ca. 170 Richter*innen jährlich über 50.000 Straf-, Ordnungswidrigkeiten- und 
Zivilverfahren erledigt. Anders als im Strafverfahren, bei dem ein Verschlechterungsverbot gilt 
(für den Fall, dass nach einer erstinstanzlichen Verurteilung ausschließlich der Verurteilte 
Berufung einlegt), ist im Einspruchsverfahren das Gericht nicht an die Höhe des 
Bußgeldbescheids gebunden – das Gericht könnte also auch ein höheres Bußgeld verhängen. 
Nach § 17 Abs. 1 OWiG beträgt eine Geldbuße zwischen fünf und 1.000 Euro. Gegen ein Urteil 
des AG/JG gibt es das Rechtsmittel der Rechtsbeschwerde. Eine solche ist nach § 79 Abs. 1 
Nr. 1 OWiG allerdings nur zulässig, wenn das Gericht zu einem höheren Bußgeld als 250 Euro 
verurteilt hat.  
 
Nach Rechtskraft der Entscheidung ist diese vollstreckbar (§ 89 OWiG), das Bußgeld muss 
also bezahlt werden und fließt in die Bundeskasse (§ 90 Abs. 2 OWiG), Vollstreckungsbehörde 
ist das BAPersBw (§ 92 OWiG). Wer nicht bezahlt, kann einmalig bis zu sechs Wochen in 
Erzwingungshaft genommen werden (§ 96 OWiG). 
 



Bei der Erfassungsverweigerung ist mit diesen Kosten zu rechnen: Zum Bußgeld hinzu 
kommen eine Verwaltungsgebühr (28,50 Euro) und ggf. die Gerichtsgebühren (50 Euro), 
außerdem evtl. eigene Reise- und Übernachtungskosten, das persönliche Erscheinen in der 
Verhandlung ist normalerweise angeordnet (§ 73 OWiG). Falls man sich anwaltlich vertreten 
lässt, können leicht weitere Kosten von 1.000 bis 2.000 Euro hinzukommen. Die Aussichten, 
sich gegen ein Bußgeld erfolgreich juristisch zu wehren, sind gering. Das Wehrdienst-
Modernisierungsgesetz (WDModG), mit dem das WPflG um den § 15a ergänzt wurde, ist 
formal korrekt zustande gekommen und (wohl) nicht verfassungswidrig. 
 
Um die Rechtswidrigkeit (als Grundlage der Bußgeldahndung) der Nichtabgabe einer 
Bereitschaftserklärung auszuschließen, kämen allenfalls Notwehr (§ 15 OWiG) oder 
rechtfertigender Notstand (§ 16 OWiG) in Betracht, das dadurch geschützte Rechtsgut wäre 
die vom Grundgesetz (GG) als unverletzlich garantierte und geschützte Gewissensfreiheit (Art. 
4 Abs. 1 GG). Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) wird die 
Reichweite der Gewissensfreiheit im Bereich der Wehrpflicht allerdings durch Art. 4 Abs. 3 GG 
abschließend geregelt (Beschluss d. BVerfG v. 20.12.1960, Az. 1 BvL 21/60 = BVerfGE 12,45). 
 
Die Erfassung erfolgt aber im Rahmen der Wehrpflicht (besser: Kriegsdienstzwang), die sich 
also solche legal nicht verweigern lässt, sondern lediglich auf Antrag der Dienst als Soldat bei 
der Bundeswehr. 
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